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09112 Chemnitz

Klage

des Herrn Karl Horlacher, Lerchenauerstraße 115, Chemnitz,

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Kirchberg, Chemnitz,










Klägers,

gegen

die Landestierärztekammer Sachsen, 

vertreten durch den Präsidenten, Plienigerstraße 73, Dresden,

Beklagte,

wegen Tätigkeit als Besamungsbeauftragter.

Namens und in Vollmacht des Klägers erheben wir Klage. Im Termin zur mündlichen Verhandlung werden wir beantragen,



festzustellen, daß der Tierarzt Dr. Fritz Stier,



Einhornstraße 5, Chemnitz, ohne Verletzung der ihm obliegenden 



Berufspflichten berechtigt ist, im Rahmen der Ausübung seiner 



Tätigkeit als Besamungstierarzt nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 a TierZG



den Kläger als Besamungsbeauftragten im Anstellungsverhältnis zu



beschäftigen und ihm insbesondere die Besamung zu übertragen.

Begründung:
I.

Der Kläger ist berechtigt, als Besamungsbeauftragter im Sinne von § 19 Abs. 1 des Tierzuchtgesetzes vom 20.4.1976 - TierZG - (BGBl. I S. 1045); vgl. Anlage 1; tätig zu sein.

Nach § 19 Abs. 1 TierZG darf als Besamungsbeauftragter nur tätig sein, wer mit Erfolg an einem Lehrgang teilgenommen hat. Der Kläger hat die vorgeschriebene Prüfung im Frühjahr 1995 bestanden; er ist daher berechtigt, als Besamungsbeauftragter tätig zu sein. Gemäß § 18 Abs. 1 und 2 TierZG dürfen sowohl Tierärzte als auch Besamungsbeauftragte künstliche Besamungen vornehmen.

Der Kläger beabsichtigt, mit einem Tierarzt, der durch die Besamungsvereinigung Nordsachsen e.V. innerhalb seines Praxisbezirkes mit der Besamung gemäß § 18 Abs. 2 Ziffer 2 a TierZG beauftragt ist, ein Anstellungsverhältnis zu begründen. Der Kläger soll dabei im Rahmen der Tätigkeit des Tierarztes nach § 18 Abs. 2 Ziffer 2 a TierZG tätig werden, insbesondere auch bei der Besamung. Der Kläger könnte zwar nach der Rechtslage die Tätigkeit eines Besamungsbeauftragten ohne weiteres selbständig ausüben. Von einer selbständigen Tätigkeit verspricht sich der Kläger jedoch keinen wirtschaftlichen Erfolg, da erfahrungsgemäß mit der künstlichen Besamung meistens nur Tierärzte, nicht aber Besamungsbeauftragte beauftragt werden.

Zur Begründung eines Anstellungsverhältnisses ist es bisher nur deshalb nicht gekommen, weil die Beklagte die Auffassung vertritt, ein Tierarzt sei nicht berechtigt, einen Besamungsbeauftragten als Angestellten im Rahmen seiner Tätigkeit nach § 18 Abs. 2 Ziffer 2 a TierZG zu beschäftigen.

Nachdem der Kläger im Frühjahr 1995 die vorgeschriebene Prüfung bestanden hatte, verhandelte er mit Herrn Tierarzt Dr. Fritz Stier, Chemnitz, wegen einer Anstellung. Dr. Stier wandte sich deswegen an die Beklagte. Von ihr erhielt Dr. Stier die Auskunft, nach § 16 Abs. 2 der Berufsordnung der Landestierärztekammer Sachsen, vom 24.11.1993 (Anlage 2) sei dem Tierarzt untersagt, zusammen mit Nichttierärzten Tiere zu untersuchen, zu behandeln oder an ihnen Eingriffe vorzunehmen. Nach dieser Bestimmung, so die Beklagte, sei die Begründung eines Angestelltenverhältnisses mit dem Kläger unzulässig. An dieser Auffassung hat die Beklagte in mehreren Unterredungen mit Herrn Dr. Stier festgehalten. Diesem wurde sogar bedeutet, er müsse mit Schwierigkeiten seitens der Beklagten rechnen, falls er den Kläger anstelle.

Dr. Stier würde den Kläger sofort anstellen, wenn die Beklagte ihre Bedenken fallen lassen würde.

Wir haben daraufhin die Beklagte mit Schreiben vom 13.6.1995 aufgefordert, uns zu bestätigen, daß sie keine Einwendungen gegen den Abschluß eines Anstellungsvertrages mit einem Tierarzt erhebt. In ihrem Antwortschreiben vom 1.8.1995 (Kopie ist beigefügt) verhielt sich die Beklagte weiterhin ablehnend.

Sonach ist Klage geboten.

II.

Die Klage ist zulässig.

1.

Der Kläger begehrt die Feststellung eines öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnisses. Nach § 2 Abs. 1 des Sächsischen Heilberufekammergesetzes i.d.F. vom 24.5.1994 (GVBl. S. 935) gehören alle Tierärzte im Freistaat Sachsen der Landestierärztekammer an. Steitig ist im vorliegenden Fall eine Verpflichtung eines Tierarztes aus dessen Zwangsmitgliedschaft bei der Beklagten.

2. 

Das Begehren bezieht sich auf die Feststellung eines konkreten Rechtsverhältnisses, denn die Beklagte hat mehrfach die Auffassung vertreten, Tierarzt Dr. Stier dürfe im Rahmen seiner Tätigkeit nach § 18 Abs. 2 Ziffer 2 a TierZG den Kläger nicht als Angestellten beschäftigen.

III.

Die Klage ist auch sachlich begründet. Entgegen der Auffassung der Beklagten ist im Zusammenhang mit der künstlichen Besamung von Tierbeständen eine tierärztliche Untersuchung nicht erforderlich, andernfalls hätte der Gesetzgeber dem Besamungsbeauftragten nicht dieselbe Befugnis wie Tierärzten übertragen. Die Auffassung der Beklagten beschränkt den Kläger in seiner Freiheit der Berufsausübung. Gewiß verbleibt dem Kläger die Möglichkeit, als selbständiger Besamungsbeauftragter tätig zu sein. Der Gesetzgeber hat in § 18 TierZG den Besamungsbeauftragten aber keinesfalls auf eine selbständige Tätigkeit beschränkt. Für eine solche Einschränkung wären auch keinerlei vernünftige Erwägungen ersichtlich. Wenn der Gesetzgeber den Besamungsbeauftragten bei der Besamung von Tierbeständen des § 18 Abs. 2 Ziffer 1 a TierZG dem Tierarzt völlig gleichstellt, muß der Besamungsbeauftragte auch als Angestellter eines Tierarztes tätig werden können. Da nach dem gesetzlichen Berufsbild der Besamungsbeauftragte allein und selbständig die Qualifikation für eine solche Tätigkeit hat, vermögen keinerlei vernünftige Gründe dafür angeführt werden, daß der Besamungsbeauftragte diese Tätigkeit nicht auch als Angestellter eines Tierarztes ausüben kann.

gez. Kirchberg

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Anlage zur Klageschrift

Landestierärztekammer Sachsen


Dresden, den 1.8.1995

Herrn 

Rechtsanwalt 

Dr. Hans Kirchberg

Hardtstraße 66

09130 Chemnitz

Sehr geehrter Herr Rechtsanwalt,

wir bestätigen den Eingang Ihres Schreibens vom 13. Juni 1995. Indessen können wir Ihren Ausführungen und Schlußfolgerungen nicht beipflichten.

Die Landestierärztekammer hat Ihrem Mandanten zu keiner Zeit verboten, als Besamungsbeauftragter tätig zu sein. Sie könnte dies gar nicht, weil er nicht der Jurisdiktion der Kammer unterliegt. Sie wird durch die Auffassung der Kammer in keiner Weise berührt. Die Kammer kann und wird Ihrem Mandanten hinsichtlich dessen Berufsausübung keine Vorschriften machen.

Andererseits muß es der Landestierärztekammer unbenommen sein, ihre Auffassung ihren Kammerangehörigen gegenüber zu artikulieren. Diese Auffassung geht dahin, daß mit jeder Besamung, die einem Tierarzt übertragen ist, eine tierärztliche Untersuchung einherzugehen hat und diese Untersuchung nur von einem Tierarzt ausgeführt werden kann, weil nur ihm die nötigen veterinärmedizinischen Kenntnisse zur Verfügung stehen. Des weiteren ist es dem Tierarzt nach § 16 der Berufsordnung generell untersagt, zusammen mit Nichttierärzten Tiere zu untersuchen, zu behandeln oder an ihnen Eingriffe vorzunehmen. Dabei ist davon auszugehen, daß die Besamung einen solchen Eingriff darstellt und daß eine Besamungsbeauftragter nicht als „Hilfspersonal“ i.S. des Absatzes 3 anzusehen ist.

Im übrigen wird keinesfalls geleugnet, daß Besamungsbeauftragte auch in abhängiger Stellung tätig sein können. Es ist indessen nicht ersichtlich, worauf Ihr Mandant seinen vermeintlichen Anspruch begründet, ausgerechnet bei einem Tierarzt in einem Angestelltenverhältnis tätig zu sein.

Wir bedauern daher, die von Ihnen gewünschte Erklärung nicht abgeben zu können.

Mit freundlichen Grüßen

i.a. Schäfer

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Landestierärztekammer Sachsen



Dresden, den 4.11.1995

An das

Verwaltungsgericht Chemnitz

Zwickauerstraße 52-54

09112 Chemnitz

Verwaltungsrechtssache Horlacher gegen Landestierärztekammer Sachsen

In o.a. Verwaltungsrechtssache beantragen wir,








die Klage abzuweisen.

Begründung:

Wir halten die Klage für unzulässig. 

1.

Wir überlassen dem Gericht die Beurteilung, ob überhaupt ein öffentlich-rechtlicher Streit im Sinne von § 40 Abs. 1 Satz 1 VwGO vorliegt. Die Kammer besitzt keine hoheitlichen Befugnisse gegenüber dem Kläger; sie hat sich solcher auch nicht berühmt.

2.

Wir haben mit unseren Auskünften gegenüber Dr. Stier und dem Kläger lediglich auf die abstrakte Rechtslage hingewiesen, ohne dabei in irgendeiner Weise ein öffentlich-rechtliches Rechtsverhältnis mit dem Kläger konkretisiert zu haben.

3.

Der Kläger ist auch nicht aktiv legitimiert. Die Berufsordnung der Landestierärztekammer betrifft ausschließlich Tierärzte, richtet sich also allein gegen Berufsangehörige. Wenn sich durch das Verhalten der Landestierärztekammer ein Tierarzt beeinträchtigt fühlt, hätte er ja selbst an die Kammer herantreten und sich gegen diese Auffassung wenden können.

Die Klage ist jedenfalls nicht begründet.

1.

Allein der Tierarzt ist aufgrund seiner umfassenden veterinärmedizinischen Kenntnisse in der Lage, Gesundheitsstörungen der zu besamenden Tiere zu erkennen. Deshalb gehört zur Erzielung optimaler Ergebnisse zu jeder Besamung auch eine Untersuchung zumindest dann, wenn die Besamung einem Tierarzt übertragen worden ist. Dies besagt nicht, daß die rein technische Handhabung einer künstlichen Besamung nicht auch von Nichttierärzten durchgeführt werden könnte. Es wird nicht behauptet, daß der Einsatz der veterinärmedizinischen Kenntnisse im Rahmen der Besamung im Tierzuchtgesetz expressis verbis gefordert würde. Das ist nicht erforderlich, weil selbstverständlich. Die Auffassung des Klägers, die Tätigkeit des Besamungsbeauftragten sei der des Tierarztes gleichzusetzen, ist deshalb unzutreffend.

2.

Zu § 16 Abs. 2 und 3 der Berufsordnung ist schließlich zu bemerken, daß nicht nur bei Tierärzten, sondern auch bei anderen Heilberufen die Zusammenarbeit mit „Nicht-Kollegen“ untersagt ist, weil diese nicht die erforderliche Qualifikation besitzen und die dem Heilberufsangehörigen obliegende Verantwortung nicht teilbar ist. Dieses Verbot ist verfasungskonform. Im übrigen gehen wir davon aus, daß der Kläger nicht unter dem Begriff „tierärztliches Hilfspersonal“ einzugliedern ist.

Im Auftrag

gez. Schäfer

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Rechtsanwalt Dr. Hans Kirchberg








Chemnitz, den 12.12.1995








Hardtstraße 66

An das

Verwaltungsgericht Chemnitz

Zwickauerstraße 52-54

09112 Chemnitz

Verwaltungsrechtssache Horlacher gegen Landestierärztekammer

Die Ausführungen der Beklagten in ihrem Schreiben vom 4. November 1995 können nicht überzeugen. Ich habe erhebliche Bedenken, ob § 16 Abs. 2 der Berufsordnung, falls die Auslegung der Beklagten zutreffen sollte, einer verfassungsgerichtlichen Nachprüfung standhalten könnte. Vorsorglich rege ich an, das Verfahren auszusetzen und eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts bzw. des Verfassungsgerichtshofes für den Freistaat Sachsen zur Rechtsgültigkeit dieser Vorschrift herbeizuführen. Ich rege ferner an, von Amts wegen ein Normenkontrollverfahren zu beantragen.

gez. Kirchberg

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Landestierärztekammer Sachsen



Dresden, den 10.01.1996

An das

Verwaltungsgericht Chemnitz

Zwickauerstraße 52-54

09112 Chemnitz

Verwaltungsrechtssache Horlbacher gegen Landestierärztekammer Sachsen

Wir überlassen dem Gericht die Beurteilung, ob und gegebenenfalls in welchem Verfahren und durch welches Gericht § 16 Abs. 2 der Berufsordnung auf seine Vereinbarkeit mit höherrangigem Recht nachgeprüft werden könnte. Wir sehen keinen Anlaß für ein derartiges Verfahren, denn § 16 Abs. 2 der Berufsordnung ist rechtsgültig.

1.

§ 16 Abs. 2 der Berufsordnung verstößt nicht gegen § 18 Abs. 2 TierZG. Diese Bestimmung schließt die in § 16 Abs. 2 der Berufsordnung getroffene Regelung nicht aus. Sie läßt erkennen, daß Besamungen unter bestmöglichen Voraussetzungen vorgenommen werden sollen; diesem Ziel dient § 16 Abs. 2 der Berufsordnung.

2.

§ 16 Abs. 2 der Berufsordnung verstößt aber auch nicht gegen das Verfassungsrecht.

Das Grundrecht der Berufsfreiheit (Art. 12 GG) ist schon deshalb nicht berührt, weil dem Kläger eine Tätigkeit als selbständiger Besamungsbeauftragter ja unbenommen bleibt. Außerdem greift die Berufsordnung nicht in Rechte des Klägers ein, weil sie nur die Rechtsverhältnisse der Kammermitglieder regelt; zu diesem Personenkreis gehört der Kläger nicht.

Im Auftrag

gez. Schäfer

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Rechtsanwalt Dr. Hans Kirchberg








Chemnitz, den 12.12.1995








Hardtstraße 66

An das

Verwaltungsgericht Chemnitz

Zwickauerstraße 52-54

09112 Chemnitz

Verwaltungsrechtssache Horlbacher gegen Landestierärztekammer Sachsen
Ich bitte im Interesse des Klägers um baldige Terminierung. Abschließend erlaube ich mit zum Schriftsatz der Gegenseite vom 10. Januar 1996 folgende Bemerkungen:

Es kann ernstlich nicht in Abrede gestellt werden, daß die Berufsordnung der Beklagten die berufliche Rechtsstellung des Klägers betrifft. Verfassungsrechtliche Bedenken ergeben sich im vorliegenden Fall bereits daraus, daß die Berufsfreiheit nicht durch eine Berufsordnung, sondern, wie Art. 12 Abs. 1 GG ausdrücklich vorschreibt, nur durch förmliches Gesetz geregelt werden kann. Ferner ist die Beklagte nicht befugt, ihrer Berufsordnung strengere Anforderungen an die fachliche Qualifikation zugrunde zu legen als dies in §§ 18 Abs. 2 Ziffer 2 a, 19 TierZG vorgeschrieben ist. Diese Bestimmungen lassen aber eine Besamung durch den Besamungsbeauftragten zu. Aus welchen Gründen deshalb die Tätigkeit des Klägers als Angestellter eines Tierarztes öffentlichen Interessen zuwider laufen sollte, bleibt unerfindlich.

gez. Kirchberg

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Aufgabe:

Die Entscheidung des Verwaltungsgerichts Chemnitz (nach durchgeführter mündlicher Verhandlung) ist zu entwerfen.

Im Falle eines Urteils werden verlangt: Tenor und Entscheidungsgründe (ohne Rubrum und Tatbestand).

Falls die Bearbeiterin/der Bearbeiter nicht zu einer Sachentscheidung kommt oder in einer solchen nicht alle aufgeworfenen prozessualen und materiellrechtlichen Fragen erörtert werden, ist zusätzlich ein Gutachten anzufertigen.

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Anlage 1

Auszug aus dem Tierzuchtgesetz vom 20.4.1976 (BGBl. I S. 1045)

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:
Erster Abschnitt: Allgemeine -Bestimmungen

§ 1 Zweck des Gesetzes

Zweck dieses Gesetzes ist es, im züchterischen Bereich die tierische Erzeugung zu fördern, daß

1. die Leistungsfähigkeit der Tiere erhalten und verbessert wird,

2. die Wirtschaftlichkeit der tierischen Erzeugung erhöht wird und

3. die von den Tieren gewonnen Erzeugnisse den an sie gestellten

   qualitativen Anforderungen entsprechen.

§ 2 Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen

(1) Dieses Gesetz gilt für die Zuchtverwendung von Bullen, Ebern, Schafböcken und Hengsten (männliche Tiere).

(2) Im Sinne dieses Gesetzes sind

1. ...  6. ...

7. Besamungsstation: eine Haltung männlicher Tiere zur Gewinnung,

   Behandlung und Abgabe von Samen zur künstlichen Besamung.

(3) ... (4) ...

Fünfter Abschnitt: Besamungsstation,

 





   Besamungsbeauftragte

§ 18 Inverkehrbringen von Samen

(1) Samen darf nur an oder von Besamungsstationen in Verkehr gebracht werden.

(2) Besamungsstationen dürfen

1. Samen nur liefern an

a. Tierhalter, Gemeinden, Gemeindeverbände oder anerkannte Züchtereinrichtungen,

b. Besamungsstationen;

2. Samen, der für die Empfänger nach Nr. 1 Buchst. a bestimmt ist, nur ausliefern an

a. Tierärzte oder Besamungsbeauftragte; diese dürfen den Samen nur im Auftrag der Besamungsstation zu künstlichen Besamung in Tierbeständen der Empfänger nach Nr. 1 Buchst. a verwenden,

b. Tierhalter zur Besamung von Tieren im eigenen Bestand, wenn der Tierhalter oder einer seiner Betriebsangehörigen an einem Kurzlehrgang teilgenommen hat. ...

(3) ... (4) ...

§ 19 Besamungsbeauftragter

(1) Als Besamungsbeauftragter darf nur tätig sein, wer mit Erfolg an einem Lehrgang mit künstlicher Besamung teilgenommen hat.

(2) ... (3) ...

------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Anlage 2

Berufsordnung der Landestierärztekammer Sachsen

Auszug

III. Die Praxis des Tierarztes

§§ 10 - 15 ...

§ 16 Tierarzt und Nichttierarzt

(1) Der Tierarzt darf sich nur durch Tierärzte vertreten lassen.

(2) Sofern durch Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt ist, ist es unzulässig, daß der Tierarzt gemeinsam mit Nichttierärzten, ausgenommen Ärzte, Zahnärzte und Studierende der Veterinärmedizin, Tiere untersucht, behandelt oder an ihnen Eingriffe vornimmt.

(3) Die Inanspruchnahme von tierärztlichem Hilfspersonal und von anderen Hilfspersonen fällt nicht unter Abs. 2.

Die Berufsordnung der Landestierärztekammer Sachsen wurde aufgrund des § 17 Nr. 13 des Heilberufekammergesetzes i.d.F. vom 24.5.1994 (Gbl. S. 935) von der Vertreterversammlung am 24.11.1994 beschlossen und am 2. 12. 1994 vom zuständigen Ministerium genehmigt.

Viel Erfolg!
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